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Einleitung 

Die vorliegende Weisung umfasst die Mitteilungen mit Weisungscharakter sowie die Weisungen der 

Notariatskommission seit Inkrafttreten des Beurkundungs- und Beglaubigungsgesetzes am 1. Januar 

2013. Die Mitteilungen und Weisungen in der bis 31. Dezember 2019 geltenden Form werden mit der 

vorliegenden Gesamtweisung formell aufgehoben. Die Merkblätter sind dieser Weisung als Anhang 

beigefügt. 

 

Die Weisung wird bei Bedarf ergänzt bzw. aktualisiert. Die Urkundspersonen werden per E-Mail über 

die Aktualisierungen informiert. Die Änderungskontrolle gibt über die jeweils aktuellste Version Aus-

kunft. 

 

 

Aarau, Dezember 2019 

Notariatskommission 
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EÖBV  Verordnung über die Erstellung elektronischer öffentlicher Urkunden und elektro-
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1.  Urkunds- und Beglaubigungspersonen 

1.1  Unvereinbarkeit 

1.1.1  Rechtliche Grundlage 

§ 7 BeurG 

1.1.2  Die Tätigkeit in der Grundbuch- oder Handelsregisterführung (§ 7 Abs. 1 lit. b BeurG) 

Grundbuch- und Handelsregisterführerinnen und -führer entscheiden über die Eintragung notarieller 

Urkunden. Angesichts der interkantonalen Freizügigkeit in weiten Teilen der Registerführung würde 

eine gleichzeitige Beurkundungstätigkeit zu Interessenkollisionen führen. Die Bestimmung von § 7 

Abs. 1 lit. b BeurG beschränkt sich somit nicht auf innerkantonale Verhältnisse, sondern gilt zwin-

gend auch für interkantonale Verhältnisse. 

1.1.3  Der gewerbsmässige Handel im Grundstückverkehr und die Vermittlung von Grundstü-

cken gegen Provision (§ 7 Abs. 1 lit. c BeurG) 

Nicht vereinbar mit der Ausübung der Beurkundungstätigkeit sind im Sinne von § 7 Abs. 1 lit. c Be-

urG insbesondere folgende Tätigkeiten:  

a) Gewerbsmässiger Liegenschaftshandel: Ein solcher liegt vor, wenn in gewisser Regelmäs-

sigkeit oder systematisch Grundstücke auf eigene oder fremde Rechnung (unabhängig von 

der Grösse des Objekts) gekauft und verkauft werden, mit der Absicht, einen Gewinn oder 

ein Erwerbseinkommen zu erzielen. 

b) Vermittlung von Grundstücken gegen Provision: Die Vermittlung von Grundstücken gegen 

Provision ist per se unvereinbar, unabhängig von der rechtlichen Qualifikation des Vermitt-

lungsvertrages. Die Zulässigkeit der Vermittlung von Grundstücken auf Honorarbasis beur-

teilt sich nach § 7 Abs. 1 lit. d BeurG. 

c) Beteiligung an und Mitwirkung in Gesellschaften, die einen statutarischen und/oder tatsächli-

chen Zweck gemäss lit. a oder b hiervor verfolgen (Immobilienhandelsgesellschaften gemäss 

§ 7 Abs. 1 BeurG). Als Beteiligung gilt die finanzielle oder stimmenmässige Beteiligung, die 

eine rechtliche oder faktische Einflussmöglichkeit auf die Geschäftsführung oder eine beherr-

schende Stellung bewirkt. Als Mitwirkung gilt insbesondere die rechtliche oder faktische Or-

gan- und Geschäftsführungsfunktion sowie das Führen von Unterschriften (Zeichnungsbe-

rechtigung). 

Unzulässig ist demnach in jedem Fall (alternative Kriterien):  

- der Besitz von mehr als einem Drittel des Gesellschaftskapitals einer Immobilienhandels-

gesellschaft; 

- die Verfügung über mehr als einen Drittel der Stimmen in der General- oder Gesellschaf-

terversammlung einer Immobilienhandelsgesellschaft; 

- die Ausübung einer Organfunktion in einer Immobilienhandelsgesellschaft oder die Füh-

rung der Unterschrift für eine Immobilienhandelsgesellschaft; 

- die Domizilgewährung an eine Immobilienhandelsgesellschaft; 

- jegliche Beteiligung an einer personenbezogenen Immobilienhandelsgesellschaft.  
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d) Ausübenlassen unvereinbarer Tätigkeiten durch Dritte, namentlich Gesellschaften, Ehegat-

ten, Lebenspartner, Angestellte, Verwandte, Freunde, Bekannte, Geschäftspartner, Beauf-

tragte und sonst nahestehende Personen. Das Ausübenlassen liegt dann vor, wenn die Ur-

kundsperson auf einen Dritten Einfluss ausübt und am Geschäft ein Interesse hat 

(Umgehungstatbestand). 

1.1.4  Verwaltungsratsmandat bei einer Bank bzw. Bankratstätigkeit 

Mandate als Verwaltungsrätin oder Verwaltungsrat bei einer Bank und die Tätigkeit als Bankrätin 

oder Bankrat sind grundsätzlich mit der Beurkundungstätigkeit vereinbar. Es liegt jedoch in der Ei-

genverantwortung der Urkundspersonen, in ihrer Tätigkeit die Unabhängigkeit gemäss § 22 BeurG 

auch gegenüber dem betreffenden Bankinstitut jederzeit zu wahren. Ausserdem sind die Ableh-

nungs- und Ausstandsbestimmungen, insbesondere der Ausstandsgrund in § 25 Abs. 1 lit. e BeurG, 

konsequent einzuhalten. 
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2.  Berufstätigkeit 

2.1  Nebenberufliche Tätigkeiten der Urkundsperson 

2.1.1 Rechtliche Grundlage 

§§ 7, 21, 22 und 72 BeurG 

2.1.2  Aufsichtsfunktion der Notariatskommission 

Gemäss § 72 BeurG beaufsichtigt die Notariatskommission das Beurkundungs- und Beglaubigungs-

wesen. Die Aufsicht der Notariatskommission beschränkt sich deshalb grundsätzlich auf die hauptbe-

rufliche Tätigkeit der Urkundsperson. Die nebenberufliche Tätigkeit wird durch das Bundesprivatrecht 

geregelt. Allerdings hat die Urkundsperson auch im Bereich der nebenberuflichen Tätigkeiten be-

stimmte Normen des Beurkundungsgesetzes zu beachten. So muss die Urkundsperson auch im ne-

benberuflichen Bereich ihre Unabhängigkeit wahren (§ 22 BeurG), die Unvereinbarkeitsbestimmun-

gen einhalten (§ 7 BeurG) und das Gebot zur Wahrung des Ansehens des Berufsstandes (§ 21 

BeurG) beachten.  

2.2  Ansehen des Berufsstands 

2.2.1 Rechtliche Grundlage 

§ 21 BeurG 

2.2.2  Bezahlung von Entschädigungen an Immobilienmakler 

Die Bezahlung von Provisionen an Immobilienmakler stellt eine Missachtung der Standesregeln der 

Aargauischen Notariatsgesellschaft (ANG) und einen Disziplinartatbestand (Verletzung des Anse-

hens des Berufsstands, § 21 BeurG) dar. Zudem wäre im Einzelfall zu prüfen, ob eine Verletzung der 

Pflicht zur Unabhängigkeit (§ 22 BeurG) und der Interessenwahrungspflicht (§ 29 BeurG) vorliegt. 

2.3  Ausstand 

2.3.1 Rechtliche Grundlage 

§§ 25 ff. BeurG 

2.3.2  Allgemeines 

Die durch die Ausstandspflichten (vgl. §§ 25 ff. BeurG) im Einzelfall sichergestellte Unabhängigkeit 

der Urkundsperson ist von zentraler Bedeutung für das Notariat, was durch die mit dem BeurG ein-

geführte Nichtigkeitsfolge gemäss § 51 Abs. 1 lit. c BeurG bei Verletzung der Ausstandspflichten un-

terstrichen wird. Die konsequente Einhaltung der Ausstandsbestimmungen liegt in der Verantwortung 

der einzelnen Urkundsperson. 

Das BeurG hat sowohl bezüglich der Ausstandsgründe als auch bezüglich der Konsequenzen bei 

der Verletzung der Ausstandspflichten eine Verschärfung mit sich gebracht. Zu vermeiden ist nicht 

nur die tatsächliche Befangenheit der Urkundsperson, sondern jeder Anschein einer möglichen 
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Befangenheit. Ausstandsbegründend sind gemäss § 25 BeurG sowohl die Beteiligung (namentlich 

die formelle1 und materielle2 Beteiligung) als auch das unmittelbare Interesse3. 

2.3.3  Als Willensvollstreckerin eingesetzte Urkundsperson 

Ist die Urkundsperson als Willensvollstreckerin eingesetzt, muss sie die Beurkundung beim Ab-

schluss eines Vertrages über den betreffenden Nachlass gemäss § 25 Abs. 1 lit. a bzw. b BeurG 

zwingend ablehnen: Übt sie ihre Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis als Urkundspartei (§1 lit. e 

BeurG) aus oder delegiert sie ihre Verwaltungs- und Verfügungsbefugnisse an alle Miterben und er-

teilt ihre Zustimmung, ist sie formell beteiligt. Verzichtet die Willensvollstreckerin vor der Beurkun-

dung des Rechtsgeschäftes ausdrücklich (durch schriftliche Erklärung) auf ihre Befugnisse als Wil-

lensvollstreckerin und überträgt die Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis bezüglich eines 

bestimmten Grundstücks auf alle Erben, ist sie formell nicht mehr beteiligt. Bei einem Alleinerben hat 

die entsprechende Erklärung der Willensvollstreckerin zu lauten, dass ein bestimmtes Grundstück 

mit der Anmeldung des Erbgangs aus dem Nachlass entlassen wird. Bei mehreren Erben muss die 

Willensvollstreckerin erklären, dass sie auf ihre Kompetenzen als Willensvollstreckerin bezüglich ei-

nes bestimmten Grundstücks verzichtet. Die jeweilige Erklärung ist dem Grundbuchamt spätestens 

mit der Anmeldung des beurkundeten Rechtsgeschäfts einzureichen. 

Diese Ausführungen beziehen sich nur auf Handänderungsverträge mit Dritten über Grundstücke, 

welche sich noch im Nachlass befinden. Davon nicht betroffen sind Erbteilungsverträge sowie parti-

elle Erbteilungsverträge. 

2.4  Weiterbildung der Urkundsperson 

2.4.1  Rechtliche Grundlage 

§ 33 BeurG und § 26 BeurV 

2.4.2  Umfang der Weiterbildung 

Die Urkundsperson bildet sich über einen Zeitraum von drei Jahren durchschnittlich mindestens ein 

Tag pro Jahr weiter (das heisst drei Tage in drei Jahren). 

2.4.3  Inhalt der Weiterbildung 

Als anrechenbare Weiterbildung gilt ein Angebot, dessen Inhalt sich auf mindestens einen Bereich 

der Notariatsprüfung (§§ 14 und 15 BeurV) bezieht. 

2.4.4  Form der Weiterbildung 

Als anrechenbare Weiterbildung gelten Veranstaltungen, die namentlich von folgenden Institutionen 

organisiert werden:  

- Berufsverbände der Notare und Anwälte  

- Stiftung Schweizerisches Notariat  

- Universitäten  

Namentlich folgende Kategorien der Weiterbildung können angerechnet werden:  

- Seminare, Kurse, Workshops  

- Lehrgänge  

 
1 Formelle Beteiligung: Teilnahme am Beurkundungsverfahren als Urkundspartei (vgl. § 1 Abs. 1 lit. e BeurG; d.h. als Partei oder Vertreter). 
2 Materielle Beteiligung: Materiell beteiligt bei der Beurkundung von Rechtsgeschäften ist derjenige, für den durch das beurkundete Rechtsge-

schäft unmittelbar Rechte oder Pflichten begründet, geändert oder aufgehoben werden (Partei gemäss § 1 Abs. 1 lit. d BeurG). 
3 Als unmittelbar interessiert gelten Personen, welche durch die Urkunde begünstigt oder belastet werden. 
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- Wissenschaftliche Veranstaltungen  

- Eigene Fachpublikationen  

- Eigene Referate, Lehrtätigkeit  

- Tätigkeit als Expertin oder Experte der Notariatsprüfungskommission  

Nicht als anrechenbare Weiterbildung gelten das Selbststudium und der fachliche Austausch zwi-

schen einzelnen Büros oder Urkundspersonen. 

2.4.5  Nachweis der Weiterbildung 

Geeignete Nachweise über die Weiterbildung sind der Notariatskommission bzw. den Vertretern des 

Departements Volkswirtschaft und Inneres anlässlich einer Inspektion (§ 75 BeurG) vorzulegen.  

Die Notariatskommission kann den Nachweis über die Weiterbildung jederzeit verlangen. 

2.4.6  Sanktionen 

Die Pflicht zur Weiterbildung ist eine Berufspflicht der Urkundsperson. Bei einer Verletzung der Be-

rufspflichten kann die Notariatskommission Disziplinarmassnahmen anordnen (§ 39 BeurG). 

2.5 Aufbewahrungspflicht der Notariatsakten 

2.5.1 Rechtliche Grundlage 

§ 37 BeurG und § 29 BeurV 

2.5.2 Getrennte Aufbewahrung der Akten 

Akten, die dem Staatsarchiv Aargau abgeliefert wurden, haben eine Schutzfrist von 80 Jahren (§ 46 

des Gesetzes über die Information der Öffentlichkeit, den Datenschutz und das Archivwesen vom 24. 

Oktober 2006 [IDAG; SAR 150.700]). Das bedeutet, dass diese Akten nach Ablauf von 80 Jahren öf-

fentlich werden. Art. 970 ZGB regelt, welche Grundbuchakten öffentlich sind. Um nicht den Grund-

satz von Art. 970 ZGB, dass Grundbuchakten nicht öffentlich sind, auszuhebeln, hat das Staatsar-

chiv Aargau die Akten gemäss § 37 Abs. 3 BeurG nach 10 Jahren zu vernichten. Vor diesem 

Hintergrund ist die getrennte Aufbewahrung der Akten gemäss § 29 Abs. 2 BeurV entscheidend. 

Beilagen, die Bestandteil der Urkunde sind und die nicht bei einer Amtsstelle aufbewahrt werden, 

sind während 30 Jahren aufzubewahren und separat abzulegen (§ 37 Abs. 2 BeurG und § 29 Abs. 2 

BeurV). Das heisst Exemplare, Kopien oder Abschriften von öffentlichen Urkunden, die bei einer 

Amtsstelle hinterlegt sind, dürfen nicht gemeinsam mit den Akten gemäss § 37 Abs. 2 lit. b BeurG 

aufbewahrt werden (namentlich den integrierenden Bestandteilen der anderweitig hinterlegten Ur-

kunden). 

2.5.3 Aktenhinterlegung 

Es ist Sache der Urkundsperson, die Aktenführung derart auszugestalten, dass jederzeit und ohne 

weiteren Aufwand eine Aktenübergabe erfolgen kann, so namentlich auch im Falle des Ablebens der 

Urkundsperson4.  

Bei der Pflicht zur Aktenaufbewahrung handelt es sich um eine persönliche, nicht jedoch um eine 

höchstpersönliche Pflicht; d.h. die Urkundsperson kann für die Aktenaufbewahrung eine andere Ur-

kundsperson beiziehen, sofern die jederzeitige Zugriffsberechtigung gewährleistet ist. Bei der Aufbe-

wahrung der Akten handelt es sich um eine Pflicht der Urkundsperson, welche im direkten Zusam-

menhang mit der Wahrung des Berufsgeheimnisses (§ 31 BeurG) steht. Eine allfällige Delegation hat 

 
4 Vgl. Botschaft 10.92 des Regierungsrates des Kantons Aargau an den Grossen Rat vom 17.03.2010 zur 1. Beratung des Beurkundungs- und 

Beglaubigungsgesetzes, S. 50. 
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somit zwingend an eine andere Urkundsperson und unter Einhaltung der Vorgaben von § 37 BeurG 

und § 29 BeurV zu erfolgen. Die Verantwortung über die Aufbewahrung der Notariatsakten verbleibt 

bei der hinterlegenden Urkundsperson. 

Die Urkundsperson hat somit sämtliche Akten, d.h. auch die Akten gemäss § 37 Abs. 3 BeurG in 

Verwahrung zu nehmen und jederzeit Zugriff darauf zu haben. Sofern sich Akten gemäss § 37 Be-

urG und § 29 BeurV oder Teile davon nicht bei der Urkundsperson selbst befinden (Bsp. Bürowech-

sel, Platzmangel), hat die Urkundsperson die Notariatskommission zwecks Sicherstellung der Auf-

findbarkeit der Akten mittels einer Kopie der ausgefüllten Hinterlegungsvereinbarung (vgl. Vorlage 

abrufbar unter Formulare) zu informieren. 

Werden von der hinterlegenden Urkundsperson Akten benötigt, kann sie diese bei der aufbewahren-

den Urkundsperson herausverlangen. Selbstredend sind die herausverlangten Akten wieder an den 

Hinterlegungsort zurückzubringen – es sei denn, die Aktenhinterlegungsvereinbarung wird entspre-

chend abgeändert.  

Urkundspersonen, die ihre Akten gemäss § 37 BeurG nicht selber aufbewahren, haben dies der No-

tariatskommission mittels ausgefüllter Hinterlegungsvereinbarung (vgl. Vorlage abrufbar unter For-

mulare) innert einem Jahr nach Inkrafttreten dieser Weisungsanpassung mitzuteilen. 

  

https://www.ag.ch/de/verwaltung/dvi/grundbuch-vermessung/notariat/praxishilfen?jumpto=MjA3NjMzLzE4ZmUyODY5LTk0ZWQtNDJjNi04MGQzLTQxNzQ0ZTYwZjE5Yy8zMmM4OTM2My0zOWY4LTQ3MjAtODMwOC1kNDIzZDNhODJhYmUvMWFhZWRlNzItM2IxMy00MzRiLWEyNGEtYTFiMjEyMzJlZTU0
https://www.ag.ch/de/verwaltung/dvi/grundbuch-vermessung/notariat/praxishilfen?jumpto=MjA3NjMzLzE4ZmUyODY5LTk0ZWQtNDJjNi04MGQzLTQxNzQ0ZTYwZjE5Yy8zMmM4OTM2My0zOWY4LTQ3MjAtODMwOC1kNDIzZDNhODJhYmUvMWFhZWRlNzItM2IxMy00MzRiLWEyNGEtYTFiMjEyMzJlZTU0
https://www.ag.ch/de/verwaltung/dvi/grundbuch-vermessung/notariat/praxishilfen?jumpto=MjA3NjMzLzE4ZmUyODY5LTk0ZWQtNDJjNi04MGQzLTQxNzQ0ZTYwZjE5Yy8zMmM4OTM2My0zOWY4LTQ3MjAtODMwOC1kNDIzZDNhODJhYmUvMWFhZWRlNzItM2IxMy00MzRiLWEyNGEtYTFiMjEyMzJlZTU0


 

12 
 

3.  Beurkundung und Beglaubigung 

3.1  Urkundenpapier 

3.1.1  Rechtliche Grundlage 

§ 36 BeurV 

3.1.2  Genehmigung Urkundenpapier 

Die Notariatskommission hat das Papier Bio Top 3 Extra (ohne Wasserzeichen), 90 g/m2, auf die 

Anforderungen von § 36 BeurV überprüft und genehmigt. Die Urkundspersonen können dieses Ur-

kundenpapier (ohne Wasserzeichen) bei der Geschäftsbücherfabrik Rombach beziehen, welche 

auch die Bedruckung mit dem Kantonswappen veranlasst. Sollte eine Urkundsperson ein anderes 

Urkundenpapier verwenden wollen, müsste dieses vorgängig von der Notariatskommission geneh-

migt werden. 

3.2  Elektronische öffentliche Beurkundung im Rahmen des elektronischen 

Geschäftsverkehrs mit den Grundbuchämtern 

3.2.1  Rechtliche Grundlage 

Art. 55a Abs. 4 SchlT ZGB, EÖBV, § 48 Abs. 2 BeurG 

3.2.2  Vermerk der Ausfertigung in der Urkunde; § 39 BeurV 

Wenn eine elektronische Ausfertigung der Originalurkunde für das Grundbuchamt erstellt wird, hat 

die Urkundsperson dies in der Urkunde festzuhalten. 

3.2.3  Behandlung der elektronischen Ausfertigung im Protokollbuch; § 27 Abs. 2 lit. g BeurV 

Wenn von der Papierurkunde eine elektronische Ausfertigung erstellt worden ist, hat die Urkunds-

person dies im Protokollbuch einzutragen. 

3.2.4  Aufbewahrung der Originalurkunde sowie der Beilagen zur Anmeldung; § 37 Abs. 3 Be-

urG 

Beim Verfahren für elektronische Ausfertigungen muss die Originalurkunde in Papierform erstellt 

werden (Art. 10 Abs. 1 EÖBV). Diese Urkunde in Papierform bleibt die Originalurkunde. Die Ur- 

kundsperson hat die Originalurkunde während 10 Jahren aufzubewahren, da eine Urkundenausferti-

gung dauernd bei einer Amtsstelle bleibt. Ebenfalls von der Urkundsperson mit dem Exemplar (Origi-

nal) während 10 Jahren aufzubewahren sind die Beilagen zur Anmeldung beim Grundbuchamt, wel-

che gemäss § 3a der Kantonalen Grundbuchverordnung (KGBV, SAR 721.115) ebenfalls 

elektronisch einzureichen sind. 

3.3 Virtuelle Generalversammlung 

3.3.1  Rechtliche Grundlage 

Art. 701d OR, § 53 BeurG 
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3.3.2  § 53 Abs. 1 lit. a BeurG: Ort der Versammlung 

Da der Bundesgesetzgeber ausdrücklich eine Versammlung ohne Tagungsort zulässt, kann das kan-

tonale Recht diesen auch nicht verlangen. Bei einer virtuellen Generalversammlung liegt gemäss 

Bundesrecht zulässigerweise kein Ort der Versammlung gemäss § 53 Abs. 1 lit. a BeurG vor. 

3.3.3 § 53 Abs. 1 lit. f und g BeurG: die Unterschrift der Teilnehmenden 

Werden an einer virtuellen Generalversammlung beurkundungspflichtige Beschlüsse gefasst, muss 

darüber eine physische öffentliche Urkunde erstellt werden, welche von den Parteien physisch zu un-

terzeichnen ist. Diese öffentliche Urkunde ist nachträglich zu erstellen und muss vom Vorsitzenden 

und vom Protokollführer vor der Urkundsperson physisch unterzeichnet werden (vgl. § 53 Abs. 3 Be-

urG). 

3.3.4 § 53 Abs. 1 lit. h BeurG: Anwesenheit der Urkundsperson 

Die physische Präsenz der Urkundsperson ist bei einem Versammlungsbeschluss nicht zwingend 

notwendig (vgl. hierzu auch Art. 4 Abs. 2 OR). Es kann also eine Universalversammlung in Form ei-

ner virtuellen Generalversammlung durchgeführt werden und die Voraussetzung gemäss § 53 Abs. 1 

lit. h BeurG ist mit der elektronischen Teilnahme erfüllt. 

Die Urkundspersonen werden darauf hingewiesen, dass sie sich sowohl bei der Teilnahme an der 

virtuellen Generalversammlung als auch bei der nachträglichen Unterzeichnung und Beurkundung 

des Protokolls im Kantonsgebiet aufhalten müssen, damit die örtliche Zuständigkeit gegeben ist. All-

fällige relevante technische Probleme, die bei der Durchführung der Generalversammlung auftreten, 

sind im Protokoll festzuhalten (Art. 702 Abs. 2 Ziff. 6 OR). 
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4.  Vergütung 

4.1  Rechnungsstellung 

4.1.1 Rechtliche Grundlage 

§ 10 Dekret über den Notariatstarif 

4.1.2 Detaillierungsgrad der Rechnung5 

Die Urkundsperson ist verpflichtet, eine detaillierte Abrechnung zu erstellen. Der Detaillierungsgrad 

kann je nach angewandtem Tarif variieren; er bestimmt sich danach, was vernünftigerweise für die 

Nachvollziehbarkeit der Abrechnung notwendig ist.  

Beim Promilletarif genügt die Nennung des Geschäfts (z.B. Kaufvertrag) unter Angabe des Vertrags-

werts sowie die Berechnung nach den §§ 2 ff. Dekret über den Notariatstarif. Die Berechnung ist of-

fenzulegen, bei einem Vertragswert von bspw. CHF 800'000.00 also 4 ‰ von CHF 600'000.00 = 

CHF 2'400.00 + 2 ‰ von CHF 200'000.00 = CHF 400.00, total CHF 2'800.00. 

Von besonderer Bedeutung ist eine detaillierte Abrechnung bei Geschäften, welche nach Aufwandta-

rif abgerechnet werden. Die Angaben können je nach Komplexität des Geschäfts unterschiedlich 

ausfallen. In der Rechnung sind jedoch immer mindestens der Stundenaufwand und der Stundenan-

satz anzugeben. Wenn der Kunde eine detaillierte Aufstellung des Aufwandes verlangt, muss die Ur-

kundsperson eine solche vorweisen können. Von der Urkundsperson wird daher verlangt, dass sie 

zumindest intern ein Leistungsblatt führt, welches jede einzelne Verrichtung mit dem dazugehörigen 

Zeitaufwand und Datum festhält. Die Angaben müssen so präzise sein, dass sie für die Notariats-

kommission anlässlich eines Schlichtungsverfahrens zur Gebührenfestsetzung überprüfbar sind. Die 

Notariatskommission muss die Plausibilität der Gebührenhöhe und bei Geschäften mit mehreren 

Parteien deren rechtsgleiche Behandlung nachvollziehen können. 

Die Auslagen sowie die Berechnung einer allfälligen Mehrwertsteuer sind in der Rechnung ebenfalls 

separat auszuweisen. 

  

 
5 Vgl. Botschaft des Regierungsrats des Kantons Aargau an den Grossen Rat vom 16. Februar 2011; 11.36 (10.92); Beurkundungs- und Beglau-

bigungsgesetz (BeurG); Totalrevision, Dekret über den Notariatstarif; Bericht und Entwurf zur 2. Beratung; Botschaft des Regierungsrats des 

Kantons Aargau an den Grossen Rat vom 17. März 2021; 10.92; Beurkundungs- und Beglaubigungsgesetz (BeurG); Totalrevision, Bericht und 

Entwurf zur 1. Beratung. 
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5.  Behörden und Verfahren 

5.1  Inspektionen bei Urkundspersonen 

5.1.1 Rechtliche Grundlage 

§ 75 BeurG, § 54 Abs. 2 BeurV 

5.1.2 Ablauf, Umfang und Gebühr der Inspektion 

Gemäss § 75 BeurG kann die Notariatskommission in den Büroräumlichkeiten der Urkundsperson 

auf Anzeige hin oder von Amtes wegen jederzeit, auch ohne Voranmeldung, Inspektionen durchfüh-

ren. Dadurch soll die ordnungsgemässe Ausübung der Aufgaben der Urkundspersonen stichproben-

artig überprüft und die Qualitätssicherung gewährleistet werden. 

Inspektionen werden grundsätzlich angekündigt und der Inspektionstermin in Absprache mit der Ur-

kundsperson festgelegt. Eine Inspektion dauert in der Regel einen halben Tag, wobei die Urkunds-

person jedoch den ganzen Tag zur Verfügung stehen soll. Inspektionen umfassen die Überprüfung 

der Geschäftsführung der Urkundsperson, die Rechnungsstellung, die korrekte und vollständige Füh-

rung des Protokollbuchs sowie die Art und Weise der Aufbewahrung fremden Vermögens. Über die 

Ergebnisse der Inspektion wird ein Protokoll verfasst, welches der Urkundsperson schriftlich zur Stel-

lungnahme zugestellt wird. Für Inspektionen wird eine Gebühr von Fr. 150.00 pro Stunde erhoben 

(§ 54 Abs. 2 BeurV). 
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6.  Inkrafttreten 

Diese Weisung tritt am 1. Januar 2020 in Kraft. 

7.  Aufhebung bestehender Weisungen 

Folgende Weisungen und Mitteilungen werden aufgehoben: 

- Weisung "Elektronische öffentliche Beurkundung im Rahmen des elektronischen Geschäfts-

verkehrs mit den Grundbuchämtern" vom 1. Februar 2016 

- Weisung "Weiterbildung der Urkundsperson" vom 1. Januar 2018 

- Mitteilung "Unvereinbarkeit gemäss § 7 Abs. 1 BeurG" vom 2. April 2014 

- Mitteilung "Unvereinbarkeit gemäss § 7 Abs. 1 BeurG; VR-Mandat bei einer Bank bzw. Bank-

ratstätigkeit" vom 16. Juli 2014 

- Mitteilung "Durchführung von Inspektionen und Wechsel des Urkundenpapiers" vom 16. De-

zember 2014 

- Mitteilung "Ausstandsbestimmungen gemäss §§ 25 ff. BeurG; Willensvollstreckermandat und 

Beizug von Hilfspersonen im Hauptverfahren" vom 5. Juni 2015 

 

 

Aarau, 3. Dezember 2019 

 

Hans Beat Diriwächter 

Präsident der Notariatskommission 



 

17 
 

Verzeichnis der Anhänge 

- Anhang 1: Merkblatt über das Beglaubigungswesen 

- Anhang 2: Merkblatt über die Ablieferung von Stempel, Siegel und Notariatsakten 

- Anhang 3: Übersicht betreffend Aufbewahrungs-, Ablieferungs- und Übergabepflicht 
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